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GRZ 0,4

II
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WA 3

WA 2

WA 1
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Gebäudetypen

ED

E

ED
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Rechtsgrundlagen zum Bebauungsplan

bekanntgemacht.

gem.  § 2  Abs. 1  BauGB  die  Aufstellung  des Be-
bauungsplanes beschlossen. Der Beschluss wurde

Die Planunterlage erfüllt die Anforderungen des

Saarburg, den Saarburg, den Saarburg, den Saarburg, den
Der Stadtbürgermeister Der Stadtbürgermeister Der Stadtbürgermeister Der Stadtbürgermeister

§ 1 der Planzeichenverordnung. (Stand der Plan-
unterlage: Januar 2017)

Dieser Entwurf des Bebauungsplanes einschließlich

regungen während der Auslegungsfrist vorgebracht

der   Textfestsetzungen   hat   mit  der   Begründung

zu  jedermanns Einsicht  öffentlich  ausgelegen. Ort

mit dem Hinweis ortsüblich bekanntgemacht, dass An-

werden können. 

Träger  öffentlicher  Belange,  die  von  der  Planung
Der    Stadtrat    hat    die   im   Zuge    der   öffent-

gem.  § 13  Abs. 2 Nr. 2 BauGB auf die Dauer eines
lichen  Auslegung  eingereichten   Stellungnahmen 

geprüft, die erforderliche  Abwägung  durchgeführt

der  Behörden  und  sonstigen  Träger  öffentlicher 
Belange sowie die vorgebrachten Anregungen aus

und  das  Abwägungsergebnis  gebilligt.  Es wurde
mitgeteilt.

Saarburg, den Saarburg, den Saarburg, den
Der Stadtbürgermeister Der Stadtbürgermeister Der Stadtbürgermeister

Saarburg, den
Der Stadtbürgermeister

BESCHLOSSEN

Die Begründung wurde gebilligt.

als Satzung beschlossen.

i.V.m. § 88 Landesbauordnung in den Bebauungs-

Die  örtlichen  Bauvorschriften über die Gestaltung
baulicher Anlagen wurden  gem. § 9 Abs.4 BauGB

plan als  Festsetzung aufgenommen und ebenfalls

AUSFERTIGUNG
Die Übereinstimmung des textlichen und zeichneri-
schen  Inhalts dieses  Bebauungsplanes  mit   dem

des  gesetzlich  vorgeschriebenen  Verfahrens  zur
Aufstellung des Bebauungsplanes werden bekundet.

Der  Satzungsbeschluß  über  den  Bebauungsplan

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan

IN KRAFT

Willen    des    Stadtrates   sowie   die    Einhaltung

BauGB ortsüblich bekanntgemacht worden mit dem
Hinweis, dass  der  Bebauungsplan  von jedermann
eingesehen werden kann.

In der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses

§44 Abs. 3 und 4 BauGB hingewiesen worden.

ist ebenfalls hingewiesen worden.

ist  gemäß § 44 Abs. 5 BauGB  auf  mögliche  Ent-
schädigungsansprüche  und deren Erlöschen nach

Auf  die  möglichen  Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1
BauGB sowie  des § 24 Abs. 6  Gemeindeordnung

Saarburg, den Saarburg, den
Der Stadtbürgermeister Der Stadtbürgermeister

Der   Stadtrat    Saarburg   hat    am    22.09.2016

Monats  in der Zeit  vom 25.01.2018 bis  26.02.2018

und  Dauer  der  Auslegung wurden am  17.01.2018
der Öffentlichkeit  in seiner Sitzung  am 19.04.2018

Der  Stadtrat  Saarburg  hat  am  21.06.2018  den 
Bebauungsplan gem. §10 BauGB als Satzung vom .21.06.2018 ist am .................. gem. §10 Abs.3

am  28.09.2016  gem. § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich
berührt werden, wurden mit Schreiben vom 19.01.2018

Ihnen wurde  Gelegenheit zur Stellungnahme bis 
26.02.2018 gegeben.

Träger  öffentlicher  Belange,  die  von  der  Planung

Ihnen wurde  Gelegenheit zur Stellungnahme bis 

berührt werden, wurden mit Schreiben vom 26.04.2018

18.05.2018 gegeben.

1.   Baugesetzbuch  (BauGB)  in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
      (BGBl. I S. 2414), in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung.
2.   Verordnung   über   die   bauliche   Nutzung    der   Grundstücke   (Baunutzungs-
      verordnung - BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung  vom   23.01.1990 (BGBl. I S.
      132), in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung.
3.   Verordnung   über   die   Ausarbeitung   der   Bauleitpläne   und   über   die   Dar-
      stellung  des  Planinhaltes    (Planzeichenverordnung     PlanzV) vom 18.12.1990
      (BGBL. I 1991 S. 58), sowie  die  Anlage  zur  PlanzV,  in  der  bei   Erlass  dieser
      Satzung geltenden Fassung.
4.   Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365),
      in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung.
5.   Gemeindeordnung     für     Rheinland-Pfalz    (GemO)    i.d.F.  vom   31.01.1994
      (GVBl. S. 153), in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung.
6.   Gesetz  über  Naturschutz   und   Landschaftspflege   (Bundesnaturschutzgesetz
      - BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl.  I S. 2542), in der bei Erlass dieser Satzung
      geltenden Fassung.
7.   Landesgesetz  zur  nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft (Landes-
      naturschutzgesetz - LNatSchG) vom 28.09.2005 (GVBl. S. 387), in der bei Erlass
      dieser Satzung geltenden Fassung.
8.   Gesetz  zum  Schutz vor  schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini-
      gungen,   Geräusche,   Erschütterungen    und    ähnliche   Vorgänge    (Bundes-
      Immissionsschutzgesetz - BImSchG)    in  der   Fassung   der   Bekanntmachung
      vom  17.05.2013  (BGBl. I S. 1274), in der  bei  Erlass  dieser Satzung geltenden
      Fassung.
9.   Gesetz zur Ordnung  des  Wasserhaushalts  (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) in
      der Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I, S. 2585), in der bei
      Erlass dieser Satzung geltenden Fassung.

Die in  Betracht  kommenden  Behörden und  sonstigen

Der Stadtrat hat am 19.04.2018 gem.  §  4a  Abs. 3  
BauGB  die  Änderung  des  Bebauungsplanes  be-
schlossen.  Der  Beschluss  wurde  am  25.04.2018
gem. § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekanntgemacht.
Der Entwurf des Bebauungsplanes einschließlich der
Textfestsetzungen hat  erneut  mit der Begründung
gem. § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 03.05.2018 
bis  18.05.2018  zu  jedermanns  Einsicht  öffentlich 
ausgelegen. Ort und Dauer der Auslegung wurden 
am 25.04.2018 ortsüblich  bekanntgemacht.

Der  Stadtrat  hat  die  im  Zuge  der  2. öffentlichen
Auslegung  eingereichten  Stellungnahmen der  Be-
hörden  und  sonstigen  Träger öffentlicher Belange
sowie  die   vorgebrachten   Anregungen   aus   der
Öffentlichkeit   in  seiner   Sitzung   am  21.06.2018
geprüft, die  erforderliche  Abwägung  durchgeführt
und das Abwägungsergebnis gebilligt.

über die öffentliche  Auslegung unterrichtet.

Die in  Betracht  kommenden  Behörden und  sonstigen

über die erneute öffentliche  Auslegung unterrichtet.

 
Bauplanungsrechtliche Festsetzungen entsprechend den Vorschriften des BauGB 
i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), Neugefasst durch 
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) und der BauNVO in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I, S. 132) Neugefasst durch 
Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) 
 
 

4 Rodungszeitbeschränkung / Art der Rodung 
 

Die Rodung von Bäumen darf aussch ließlich zwisch en 01. November und  
28. Februar erfolgen; sonstige Gehölzrodung müsse n gem. § 39 BNatSchG außerhalb der 
Vegetationszeit, d. h. aussch ließlich zwisch en 01. Oktober und 28. Februar durchgeführt 
werden. 
  

 
 
A) Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1-15 BauNVO) 
 

Allgemeines Wohngebiet (WA 1, WA 2 und WA 3) 
(§ 4 BauNVO) 
 
Im allgemeinen Wohngebiet sind allgemein zulässig die Nutzungen nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 bis 
3 BauNVO: 
 
o Wohngebäude, 
o die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden sowie nicht störenden 

Handwerksbetriebe, 
o Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 
Ausnahmsweise zulässig sind die Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 BauNVO: 

 
o Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
o Schank- und Speisewirtsch aften,  
o sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
o Anlagen für Verwaltungen. 
 
Nicht zulässig sind: 

 
o Gartenbaubetriebe, 
o Tankstellen. 

 
B) Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

1 Grundflächenzahl 
(§§ 17, 19 BauNVO) 
 
(Siehe Nutzungsschablone) 

 
2 Überschreitung der zulässigen Grundfläche 

(§ 19 Abs. 2 i.V.m. § 19 Abs. 4 BauNVO) 
 
Die aus der festgesetzten GRZ resultierende zulässige Grundfläche nach § 19 Abs. 2 
BauNVO darf durch die Flächen von Garagen, Stellplätzen mit ihren Zufahrten und 
untergeordneten Nebenanlagen i. S. v. § 14 BauNVO um bis zu 50 vom Hundert gemäß § 
19 Abs. 4 BauNVO weiter übersch ritten werden. 

  
3 Höhe Baulicher Anlagen 
 

Oberer Messp unkt für die Firsthöhe ist die absolute Höhe bezogen auf den höchsten Punkt 
des Daches bei Flachdächern der höchste Punkt der Attika. Nicht mitzurechnen sind 
technisch e Aufbauten wie z. B. Schonsteine, Antennen, Aufzugsch ächte etc. 

 
Unterer Messp unkt im WA 1 ist die Höhe der erschließenden Straße im Endausbau vor dem 
Haus in Mitte der straßenseitigen Fassa de. 
 
Unterer Messp unkt im WA 2 und WA 3 ist die Oberkante des Fertigfußbodens im 
Erdgesch oss (EGFFB).  

 
Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bebauungsplanes bestehende abweichende 
Firsthöhen dürfen auch bei Umbau und Sanierung, jedoch nicht bei Ersatzbau beibehalten 
werden. 

 
Dachform Maximale Firsthöhe in m 
Kennbuchstabe: WA 1 WA 2 WA 3 
Satteldach 10,00 12,50 10,50 
Krüppelwalmdach 10,00 12,50 10,50 
höhenversetztes Pultdach mit 
gegenläufiger Dachneigung 

10,00 12,50 10,50 

Walmdach  10,00 12,50 10,50 
Zeltdach 10,00 12,50 10,50 
Pultdach 9,00 12,50 10,50 
Flachdach 7,00* 10,00* 7,50* 

* Bei Flachdächern entspricht die Firsthöhe der maximalen Oberkante der Attika. 
 

Die Oberkante des Fertigfußbodens (FFB) im Erdgesch oss darf im WA 2 und WA 3 maximal 
0,5 m über dem gemittelten Geländeniveau auf der der Ersch ließung zugewandten 
Baugrenze liegen. 
 

4 Zahl der Vollgeschosse  
(§19 Abs. 2 BauNVO) 
 
(Siehe Nutzungsschablone) 
 

C) Bauweise  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

 
Es gilt die offene Bauweise. 

 
D) Überbaubare Grundstücksflächen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen entsprechend der 
Planzeichnung festgesetzt. Untergeordnete Gebäudeteile gemäß § 8 Abs. 5 LBauO dürfen 
die festgesetzten Baugrenzen ausnahmsweise übersch reiten und zwar um ein Maß von 
maximal 1,50 m. 

 
Nebenanlagen i. S. v. § 14 BauNVO, Garagen sowie überdachte Stellplätze (Carports) sind  
außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 

   
E) Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 
 

Zwisch en Garagen bzw. Carports welche nicht in das Hauptgebäude integriert sind, und der 
öffentlichen Verkehrsfläche ist ein Abstand von mindestens 5,0 m einzuhalten. Bei Eck-
grundstücken ist mit der Garagen- bzw. Carportseitenwand ein Abstand von mindestens 
3,0 m von der Straßenbegrenzungslinie einzuhalten. 
 
Nebenanlagen bis zu einer Größe von 10 m² pro Grundstück sind in den privaten Grünflächen 
mit der Zweckbestimmung „Eigentümergärten“ zulässig. 
 
 

F) Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
 
Für die Privatstraßen wird ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der Besitzer, Mieter, 
Besucher und Kunden sowie der Versorgungsträger festgesetzt, die über die Privatstraße 
zwingend ersch losse n werden. 
 

 
G) Höchtzulässige Zahl der Wohnungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 
Die Höchstzahl der Wohnungen beträgt 2 Wohnungen pro Einzelhaus sowie 1 Wohnung pro 
Doppelhaushälfte. 
 
 

H) Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft i. 
v. m. Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
 

1 Niederschlagswasserbewirtschaftung 
 
Zur Befestigung von Einfahrten, Stellplätzen und Hofflächen sind nur versickerungsfähige 
Materialien (z. B. offenfugiges Pflaster, Rasengittersteine, wasse rgebundene Decken, 
Schotterrasen etc.) mit einem Abflussb eiwert von höchstens 0,6 (gem. DWA-A-138) zulässig. 
Auch der Unterbau ist entsprechend wasse rdurchlässig herzustellen. 
 
Von diesen Vorgaben der Niedersch lagswasse rbewirtsch aftung ist die bestehende 
Bebauung im Geltungsbereich ausgenommen. 
 

2 Allgemeine grünordnerische Festsetzungen  
 
Die entsprechend der festgesetzten GRZ nicht überbaubaren bzw. nicht für Nebenanlagen 
gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO nutzbaren Grundstücksflächen sind als Grünflächen anzulegen.  
 
Pro Baugrundstück ist mindestens ein standortgerechter Laubbaum 1. Ordnung oder zwei 
standortgerechte Laubbäume 2. Ordnung, z. B. gem. Pflanzliste, zu pflanzen und dauerhaft 
zu erhalten. Die zu pflanzenden Bäume müsse n einen Stammumfang von mindestens 18-20 
cm aufweisen. 
 
Auf dem Grundstück vorhandener Baumbestand kann angerechnet werden, so dass bei 
Erhaltung mind. eines Bestandsbaumes die Pflanzverpflichtung entfällt. Vorhandener 
Baumbestand auf der Grundstücksgrenze wird für beide Grundstücke angerechnet. 
Abgängige Bäume sind zu ersetzen. 
  
Die Pflanzungen auf den Baugrundstücken sind spätestens im ersten Jahr nach 
Bezugsfähigkeit des jeweiligen Gebäudes vom Grundstückseigentümer auszuführen. Sie 
sind auf Dauer zu erhalten, abgängige Pflanzen sind zu ersetzen. 
 

3 Private Grünflächen 
 
Innerhalb der südlichen privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Eigentümergarten“ 
ist die Ausbildung von untergeordneten Wegen zum Ansch luss an die Königstraße zulässig. 
 

 
 

II.  Örtliche Bauvorschriften gemäß § 88 Abs. 1 Nr. 1 u. 2 und Abs. 6 LBauO i.d.F. vom 24. 
November 1998 (GVBI. S. 365) zuletzt mehrfach geändert durch Art. 1 des Gesetzes 
vom 15.06.2015 (GVBl. S. 77) i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB 
 

I) Anzahl der Stellplätze und Garagen 
 
Pro Wohnung sind mindestens 2,0 frei anfahrbare Stellplätze, Carports oder Garagen auf 
den privaten Baugrundstücken nachzuweisen. 

 
J) Dachgestaltung 
 

Doppelhäuser sind nur mit einheitlicher Dachform und Dachneigung zulässig.  
 
Pultdächer sind mit einer Dachneigung bis zu 25° zulässig. Sonstige Dächer sind mit einer 
Dachneigung von bis zu 40° zulässig. 
 
Als Dacheindeckung sind nur nicht glänzende Oberflächen in sch warzer, anthraziter, brauner 
oder dunkelroter Färbung - entsprechend RAL 3004 (Purpurrot), RAL 3005 (Weinrot), RAL 
3007 (Schwarzrot), RAL 3009 (Oxidrot), RAL 3011 (Braunrot), RAL 5004 (Schwarzblau), RAL 
7012 (Basaltgrau), RAL 7015 (Schiefergrau), RAL 7016 (Anthrazitgrau), RAL 7021  
(Schwarzgrau), RAL 7024 (Graphitgrau), RAL 7026 (Granitgrau), RAL 7039 (Quarzgrau), 
RAL 8022 (Schwarzbraun) sowie Eindeckungen aus nicht hochglänzendem Metall in jeweils 
nur einer einheitlichen Färbung pro Gebäude zulässig. 

 
K) Fassadengestaltung  

 
Holzhäuser in Rundholz-Naturstammbauweise und Blockholz-Naturstammbauweise sind 
nicht zulässig. 
 
Leuchtende, glänzende und spiegelnde Materialien, Besch ichtungen bzw. Farbgebungen 
sind nicht zulässig. 
 
Als Fassa denmaterial sind zulässig: Putzflächen, Sichtbeton, Sichtmauerwerk, heimisch er 
Naturstein, Holz, Holzverkleidungen sowie nicht glänzende Verkleidungen. 
 

L) Staffelgeschosse 
 
Die Außenwände von Staffelgesch osse n müssen gegenüber den Außenwänden des 
darunter liegenden Vollgesch osse s zu allen Seiten um mindestens 1,25 m zurückversetzt 
werden. 

1 Pflanzempfehlungen – Artenliste 
 
Junge Obstbäume sind in den ersten 5 Jahren mind. 1 x mal jährlich, danach alle 2 Jahre 
einem Erziehungssch nitt zu unterziehen. Zur Kronenerhaltung sind ältere Obstbäume alle 3-
5 Jahre zu sch neiden. 
 
Bäume I. Ordnung 
Aescu lus hippocastaneum  - Rossk astanie 
Aescu lus x carnea   - Scharlach-Rosskastanie 
Acer pseudoplatanus  - Bergahorn 
Acer platanoides  - Spitzahorn 
Fraxinus excelsior  - Esch e 
Quercus petraea  - Traubeneiche 
Tilia cordata   - Winterlinde 
Acer pseudoplatanus  - Spitzahorn   
Fraxinus excelsior   - Gemeine Esch e  
Quercus robur  - Stieleiche 

Bäume II. Ordnung 
Acer campestre  - Feldahorn 
Carpinus betulus  - Hainbuche 
Juglans regia   - Walnußbaum 
Prunus avium   - Vogelkirsch e 
Salix caprea   - Salweide 
Sorbus aucuparia  - Eberesch e 
Sorbus torminalis  - Elsbeere 

Straucharten 
Corylus avellana  - Strauchhasel  
Crataegus laevigata ssp  - Zweigriffliger Weißdorn  
Crataegus monogyna  - Eingriffliger Weißdorn  
Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen  
Prunus spinosa  - Schlehe  
Rosa canina   - Hundsrose   
Rubus caesius  - Brombeere  
Rubus idaeus   - Himbeere  
Salix caprea   - Salweide  
Sambucus nigra  - Schwarzer Holunder  

Streuobst 
Apfelsorten: 
Baumanns Renette, Goldpramäne, Landsberger Renette, Bittenfelder Sämling, 
Grafensteiner, Ontario, Bohnapfel, Jakob Fischer, W interrambour, Boskoop, Jakob Lebel, 
Zucca lmaglios Renette, Danziger Kantapfel, Kaiser Wilhelm 

Birnensorten: 
Alexander Lucas, Gellerts Butterbirne, W illiams Christ, Clapps Liebling, Gute Luise 
Conference, Vereinsdechantbirne 

zusätzlich weitere landschaftstypisch e Sorten und Obst der Arten: 
Zwetsch e / Pflaume / Mirabelle / Walnuß sowie Süßkirsche und Wildobstarten (wie W ildapfel, 
Wildbirne, Speierling, Elsbeere, Mispel) 

 
2 Radon 

 
Das Plangebiet liegt innerhalb des vom Landesamt für Geologie und Bergbau definierten 
Bereiches mit einem erhöhten Radonpotenzial von 40 bis 100 kBq/cbm. 
 
In Zusammenhang mit einem Bodengutachten sollen auch Radonuntersuchungen in der 
Bodenluft erfolgen. Diese sind langfristig - mindestens 4 Wochen und 6 Ansatzpunkte/ha - 
durchzuführen. Dabei ist zu beachten, dass diese nur punktuelle Aussagen zulasse n. Wenn 
Bedenken hinsichtlich einer erhöhten Radon - Belastung bestehen, sollte nach Freilegen der 
Baugrube - insbesondere bei Unterkellerung - das Aushubplanum im Hinblick  auf die 
Klüftigkeit/Durchlässigkeit begutachtet und dann eine Radonmessu ng an Ort und Stelle 
vorgenommen werden und entsprechende Maßnahmen zur Bauausführung mit einem 
Fachplaner abgestimmt werden. 
 
Werden Werte über 100 kBq/m³ festgestellt, wird angeraten, bauliche Vorsorgemaßnahmen 
zu treffen, um den Eintritt des Radons ins Gebäude weitgehend zu verhindern (Richtwert 
Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz). 

 
Für einen Neubau empfehlen sich die folgenden einfachen vorbeugenden Maßnahmen, die 
ohnehin bereits im wesentlichen dem Stand der Technik entsprechen:  

 
o Die Bodenplatte sollte aus konstruktiv bewehrtem Beton mit einer Mindeststärke von 15 

cm bestehen. 
o Die Kellerwände sollten mit einer fachgerechten Bauwerksabdichtung nach  

DIN 18 195-4 gegen angreifende Bodenfeuchte gesch ützt werden. Das Dichtmaterial 
sollte radondicht sein und so elastisch , dass es auch kleine entstehende Risse 
überbrücken kann. 

o Im Perimeterbereich des Gebäudes sollte eine komplett gesch losse ne durchgängige 
radondichte Sperrsch icht eingebaut werden. Durchdringungen durch diese sind 
radondicht abzudichten. 

o Die Hinterfüllung vor den Kellerwänden sollte mit einem nicht bindigen Material wie Kies 
oder Splitt erfolgen. An diese muss die kapillarbrechende Schicht unter dem Gebäude 
angesch losse n werden, so dass ein Teil des Radons unter dem Gebäude an die 
Oberfläche treten kann. Voraussetzung dafür ist aber, dass die Oberfläche dieser 
Drainage nicht versiegelt wird und Frostsch ürzen oder ähnliches die Gasmigration nicht 
behindern. 

o Gegebenenfalls eine Gasdrainage, vor allem unter großflächigen Gebäuden. 
 

Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchführung und Bewertung von 
Radonmessu ngen in der Bodenluft beantwortet ggf. das Landesamt für Geologie und 
Bergbau. Weitere Informationen zum Thema Radonsch utz von Neubauten und 
Radonsanierungen können dem Radon-Handbuch des Bundesamtes für Strahlensch utz 
entnommen werden. Weiterhin stehen zu der Thematik Radon in Gebäuden bzw. in der 
Bodenluft die Radoninformationsstelle im Landesamt für Umweltsch utz, Wasserwirtsch aft 
und Gewerbeaufsicht zur Verfügung. 

 
3 Baugrund 

 
Werden bei Baumaßnahmen Abfälle (z. B. Bausch utt, Hausmüll etc.) angetroffen oder 
ergeben sich sonstige Hinweise (z. B. geruchliche/visuelle Auffälligkeiten), ist die SGD Nord, 
Regionalstelle Wasse rwirtsch aft, Abfallwirtsch aft, Bodensch utz in Trier zu informieren. 
Anfallende Bodenaushub- und Bausch uttmassen sind entsprechend den abfall- und 
bodensch utzrechtlichen Bestimmungen ordnungsgemäß und sch adlos zu verwerten bzw. zu 
entsorgen. Gefährliche Abfälle, z. B. sch adstoffbelasteter Erdaushub sind der Sonderabfall-
Management-Gesellsch aft Rheinland-Pfalz mbH (SAM mbH) zur Entsorgung anzudienen. 

 
4 Systemschnitt 

 

 

Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes

Allgemeines WohngebietWA

Art der baulichen Nutzung (§9 Abs.1 Nr.1 BauGB)
Planzeichenerklärung

Kindertagesstätte

Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstmaß

Maß der baulichen Nutzung (§9 Abs.1 Nr.1 BauGB)
z.B. GRZ 0,4

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaßz.B. II

Bauweise, Baugrenzen (§9 Abs.1 Nr. 2 BauGB)
o Offene Bauweise

ED nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Baugrenze

Verkehrsflächen (§9 Abs.1 Nr.11 BauGB)
Straßenverkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung

E nur Einzelhäuser zulässig

Zweckbestimmung: Privatstraße mit Geh-, Fahr- und Leitungs-

Grünflächen (§9 Abs.1 Nr.15 BauGB)

Öffentliche Grünfläche

Private Grünfläche

Boden, Natur und Landschaft (§9 Abs.1 Nr.20, 25a u. 25b BauGB)

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches bestehender
Bebauungspläne

Geplante Grundstücksgrenzen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten (GFL) zu belastende Flächen

30 m Abstandszone zum Waldrand

Kita

recht (GFL)
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Bebauungsplan der Stadt Saarburg
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Verfahren gemäß § 13a BauGB

Teilgebiet "Östliche Schadallerstraße"

Bebauungsplan der Stadt Saarburg, Teilgebiet "Östliche Schadallerstraße"
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